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Fristerstreckung per Fax im Unterhaltsprozess 
Sachverhalt

Ich stehe als Vertretungseistand eines Kindes in einem Unterhaltsprozess. Vor rund 7 Monaten habe ich beim zuständigen Gericht zusammen mit der Unterhaltsklage vorsorgliche Massnahmen beantragt. Die beklagte Partei stellt immer wieder Gesuche um Fristerstreckung, weshalb bis heute kein Entscheid vorliegt. Nun ist der Umstand eingetreten, dass der Vertreter des Beklagten am letzten Tag der Frist abends um 21.58 per Fax um erneute Fristerstreckung nachgesucht hat mit der Begründung, er habe die Replik mit seinem Klienten (sein Sohn, zivilrechtlicher Wohnsitz bei den Eltern, Wochenaufenthalter am Arbeitsort) noch nicht durchgehen können. Denselben Brief hat er mit Poststempel vom nächsten Tag per A-Post dem Gericht zugestellt. Auf dem Briefumschlag wurde von der Frankaturmaschine des Anwalts des Beklagten das Datum des Ablaufs der Frist aufgedruckt, die Post hat den Brief jedoch erst am nächsten Tag verarbeitet und dies mit einem zweiten Stempel bestätigt. 
Nun hat mich das Gericht mittels prozessleitender Verfügung angefragt, ob ich dieses erneute Fristerstreckungsgesuch akzeptiere.
Ich stelle mich ich einerseits auf den Standpunkt, dass die Gründe der Fristerstreckung nicht ausreichend sind und erachte das Ganze als Hinhaltetaktik der Gegenpartei, wie dies schon monatelang praktiziert wird. Zudem stelle ich die Gültigkeit der Eingabe per FAX und die Aufgabe des Briefes noch am selben Tag in Frage.
Muss ich dieses Gesuch um erneute Fristerstreckung akzeptieren? 

Erwägungen

1. Gemäss Art. 280 ZGB haben die Kantone für Streitigkeiten über die Unterhaltspflicht ein einfaches und rasches Verfahren vorzusehen. Gemäss § 1 Abs. 2 lit. b EG ZGB des Kt. SZ (210.100) obliegt die Beurteilung von Unterhaltsklagen dem Gerichtspräsidium im beschleunigten Verfahren. Dieses richtet sich gemäss § 188 ZPO SZ (232.110) nach den Vorschriften des ordentlichen Verfahrens, soweit keine besondern Bestimmungen vorgesehen sind. Bezüglich der Fristsetzung kennt nun die Gerichtsorganisation Schwyz besondere Bestimmungen, in dem richterlich festzusetzende Fristen nicht mehr als 10 Tagen betragen sollen, vgl. § 122 Abs. 2 Gerichtsordnung (231.110). Damit sind längere Fristen und insbesondere wiederholt erstreckte Fristen nicht vereinbar.

2. Eine richterlich angeordnete Frist kann in begründeten Fällen erstreckt werden, wobei das Erstreckungsgesuch vor Ablauf der gesetzten Frist entweder beim Gericht eingehen oder der Schweizerischen Post übergeben worden sein muss (§ 124 f Gerichtsordnung SZ). Das Schreiben wurde offensichtlich erst nach Ablauf der Frist der Post übergeben. Der fristgerecht eingereichte Fax gilt ebenso wenig als rechtsgültige Eingabe, weil alle Eingaben unterzeichnet sein müssen (§ 86 Gerichtsordnung SZ), was bei einem Fax aus technischen Gründen nicht möglich ist und vom Kantonsgericht Schwyz schon vor längerer Zeit geklärt wurde: 


„ Gleiches gilt selbstredend für den Telefax, der -- wie die Photokopie -- nur eine mechanische Abschrift der Vorlage wiedergibt und in gleicher Weise wie die Photokopie manipulierbar ist. Die mittels Telefax übermittelte Berufungserklärung vom 24. April 1990 ermangelte somit einer Unterschrift im Sinne des § 86 Abs. 1 GO.“ 

EGVSZ 1990 S. 109-110 36. KG 157/90 ZK, Beschluss vom 16. August 1990. 
3. Verpasst eine Partei die Frist zur Replik, so ist sie mit ihrem Vortrag ausgeschlossen (§ 114 ZPO SZ). Wenn wie im vorliegenden Fall der Sachverhalt von Amtes wegen zu prüfen ist (Art. 280 Abs. 2 ZGB), so ist der säumige Beklagte mit seinen Anträgen, Sachdarstellungen und Einreden ausgeschlossen (§ 113 Abs. 2 ZPO SZ) und der Richter entscheidet auf der bis dahin erhobenen und allenfalls nach seinem eigenen Ermessen zu ergänzenden Beweisgrundlage.

4. Daraus ergibt sich folgender Schluss:

a. Der Beklagte hat die richterlich angesetzte Frist für die Eingabe seiner Replik oder eines Erstreckungsgesuchs verpasst, weshalb auf sein per Fax übermitteltes und nach Ablauf der Frist der Post übergebenes Gesuch nicht einzutreten ist.

b. Auch wenn das Gesuch fristgerecht eingereicht worden wäre, widerspricht das prozessuale Verhalten des Beklagten Sinn und Zweck des beschleunigten Verfahrens, weshalb es abzulehnen wäre.
c. Kinderangelegenheiten ertragen generell keinen Aufschub. Sowenig die erziehungsberechtigte Mutter Bedürfnisse des Kindes (Ernährung, Kleidung, Betreuung etc) aufschieben kann, sowenig steht es dem Unterhaltspflichtigen zu, sich seiner Verantwortung als zahlender Elternteil mit Verzögerungstaktik zu entziehen und damit das Kindeswohl zu gefährden.

d. Das Gericht ist zu ersuchen, ohne weitere Verzögerung einen Sachentscheid zu fällen oder jedenfalls – das lässt sich der geschilderten Prozessgeschichte nicht genau entnehmen – die nötigen vorsorglichen Massnahmen zu treffen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2. März 2006
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